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Es gilt das gesprochene Wort!
"Baden-Württemberg hält Kurs."

Das heißt zum einen, die Zukunft so zu gestalten, dass die Erfolgsbilanz, die unser Land für sich in Anspruch nehmen kann, und die zum Jahreswechsel erneut durch verschiedene unabhängige Untersuchungen belegt worden ist,

dass diese Erfolgsbilanz durch eine vorausschauende Politik auch für die Zukunft gesichert wird.

Das erfordert eine entsprechende Schwerpunktsetzung bei den Ausgaben des Landes, z.B. in der Familienpolitik, bei Bildung und Wissenschaft, in der Wirtschaftspolitik und bei der inneren Sicherheit.

Zukunftsgestaltung heißt aber auch, eine Politik zu betreiben, die nicht länger auf Kosten künftiger Generationen lebt.

Wir müssen dem Motiv der Generationengerechtigkeit in der Politik Geltung verschaffen, und eines der herausragenden Felder, auf denen dies zu geschehen hat, ist die Haushalts- und Finanzpolitik.

Schluss zu machen mit einer Politik ständig wachsender Verschuldung ist ebenso wichtig wie konsequentes Investieren in Bildung und Ausbildung, Wissenschaft und Forschung.

Beides dient dazu, unserem Land, seinen Bürgerinnen und Bürgern eine gute Zukunft zu sichern. Nur wer beides zusammen verwirklicht, kann für sich in Anspruch nehmen, eine Politik der Zukunftssicherung zu betreiben.

"Kurs halten" heißt deshalb ganz konkret: Wir halten auch in wirtschaftlich schwierigeren Zeiten fest am Ziel der Nettoneuverschuldung Null. Wir halten fest am Ziel und am Zeitplan.

Die Freie Demokratische Partei hat dieses Ziel 1999 verkündet und ist dafür - auch vom Koalitionspartner - zunächst belächelt worden. 2001 hatten alle Parteien dieses Ziel übernommen. Seit dieser Legislaturperiode ist es offizielles Ziel der Regierungspolitik. Und die FDP wacht darüber, dass dieses Ziel auch jetzt nicht aus den Augen verloren wird.

Die Opposition redet in dieser zentralen Frage mit gespaltener Zunge. Auch sie redet von Haushaltskonsolidierung. Sie versucht sogar den Eindruck zu erwecken, als wolle sie die Regierungskoalition dabei noch übertreffen. Das ist morgens um 10.

Nachmittags um 3 aber fordert sie 


wenn die Koalition 1000 neue Lehrerstellen schafft, 1000 zusätzliche obendrauf,


wenn die Koalition die verlässliche Grundschule einführt, die verbindliche Halbtagesgrundschule, wiederum mit mehr als 1000 zusätzlichen Stellen,


wenn wir einen Stufenplan zur Ausweitung der Ganztagesangebote an Schulen vorlegen, hundert neue Ganztagesschulen pro Jahr;


außerhalb des Landtags fordert die Opposition auch schon mal die Absenkung des Klassenteilers, - natürlich ohne hinzuzufügen, was es kostet;


wenn wir ein Sonderprogramm für den Landesstraßenbau vorlegen, fordert die Opposition zusätzliche Mehrausgaben für den Bau von Straßen (in der roten) oder Radewegen (in der grünen Variante),


sie fordert mehr für die Kommunen in der Kinderbetreuung, mehr für die Kommunen in der Medienausstattung, mehr Stellen für die Polizei, mehr für den alternativen Landbau, mehr für den sozialen Wohnungsbau, mehr für die Förderung regenerativer Energien, - mehr, mehr und immer mehr.

Man kann das alles fordern; aber diese Forderungskataloge sind etwa so seriös wie die Behauptung, mit der Einführung des EURO hätten sich die Schulden des Landes in der Sylvesternacht glatt halbiert.

Die Politik der Opposition setzt darauf, dass den Bürgerinnen und Bürgern die Widersprüchlichkeit dieser Politik nicht auffällt. Aber die Opposition irrt: Die Bürgerinnen und Bürger unseres Landes lassen sich nicht für dumm verkaufen. Sie merken sehr wohl, dass nicht glaubwürdig sein kann, wer mit gespaltener Zunge spricht.

Glaubwürdigkeit und Verlässlichkeit sind ein hohes Gut, überall, aber insbesondere in der Politik. Politik, die glaubwürdig sein will, braucht Verlässlichkeit. Politik, die Vertrauen genießen will, muss dieses Vertrauen immer wieder neu erwerben.

"Kurs halten" heißt deshalb auch: Wir müssen uns jederzeit an dem messen lassen, was wir gestern und vorgestern gesagt, versprochen und angekündigt haben.

Die FDP tut dies. Die Politik, die wir für unser Land Baden-Württemberg betreiben, ist verlässlich. Sie ist glaubwürdig. Sie verdient das Vertrauen der Bürgerinnen und Bürger unseres Landes.

***

Wir haben in unserem Wahlprogramm und in der Koalitionsvereinbarung einen besonderen Schwerpunkt bei der Familienpolitik gesetzt. Wir wissen: Die Familie ist die grundlegende Institution unserer Gesellschaft. Wir müssen die Familie stärken und unterstützen, damit sie auch unter veränderten gesellschaftlichen Bedingungen ihre Funktionen erfüllen kann.

Wir wissen um den Wert traditioneller Familienstrukturen, aber wir verschließen die Augen nicht vor veränderten gesellschaftlichen Realitäten. Deshalb gilt: Familie ist da, wo Kinder sind.

Kinder zu haben, darf kein Armutsrisiko sein. Und Kinder zu erziehen, darf keine dauerhafte Beeinträchtigung der beruflichen Chancen insbesondere der Frauen darstellen.

In diesen Tagen ist eine Untersuchung veröffentlicht worden, die deutlich zeigt, dass immer mehr Frauen, und insbesondere Frauen mit hoher Qualifikation, sich weigern, eine Alternative zu akzeptieren, die das heißt:


entweder Familienfrau, unter Inkaufnahme von dauerhaft nicht aufholbaren beruflichen Nachteilen,


oder berufliche Karriere, unter Verzicht auf Kinder.

Mehr und mehr weigern sich; und sie haben Recht damit. Warum sollte denn die Vereinbarkeit von Kindern und Karriere auch im 21. Jahrhundert noch ein Privileg von Männern sein ?

Wer dies sagt, darf sich in der Familienpolitik nicht auf den Erfolgen der Vergangenheit ausruhen, sondern muss darangehen, noch bestehende Defizite aufzuarbeiten.

Es gilt - Hand in Hand mit den Kommunen, deren originäre Aufgabe dies ist - die Ganztagsbetreuungsangebote für Kinder bedarfsgerecht auszubauen, und eben nicht nur für Kinder im Kindergartenalter, sondern auch für Kinder unter drei und über sechs Jahren.

Wir wissen das; und wir tun das. Wir haben erheblichen Widerstand beim Koalitionspartner überwinden müssen, bis auch dort die Einsicht gewachsen war, dass wir ein deutliches größeres Angebot auch für die Betreuung von Kindern unter 3 Jahren brauchen, und das dies auch die Förderung von Kinderkrippen umfassen muss.

Mit dem Doppelhaushalt 2002/03 gibt es einen Einstieg in die Förderung von Kinderkrippen und Tagespflegeverhältnissen. Und daneben bauen wir die Förderung ergänzender Betreuungsangebote im Zusammenhang mit der verlässlichen Grundschule und mit ganztagesschulischen Angeboten weiter aus. 

Wir tragen damit ganz entscheidend dazu bei, die Freiheit der Wahl zwischen unterschiedlichen Lebensentwürfen vor allem für Frauen real zu gewährleisten. Wir schreiben nichts vor, aber wir ermöglichen die Freiheit der Wahl. Auch dies heißt "Kurs halten". 

***

Die Bildungspolitik genießt unter allen Bereichen der Landespolitik eine herausragende Priorität. Mit insgesamt 1.040 zusätzlichen Stellen haben wir die Unterrichtsversorgung des laufenden Schuljahres gesichert. Wir haben zugleich dafür gesorgt, dass weniger Unterricht ausfällt, wenn Lehrer krank sind.

MIt dem kommenden Doppelhaushalt wird dieser Kurs weitergeführt: 1.790 Lehrerstellen kommen 2002 neu hinzu, weitere 1.230 im Jahr 2003. Was wir vor der Landtagswahl angekündigt haben, wird umgesetzt - kontinuierlich, bedarfsgerecht und verlässlich.

Und es wird umgesetzt, obwohl wir den Etat unter deutlich schwierigeren Rahmenbedingungen haben aufstellen müssen, als es im Frühjahr diesen Jahres absehbar war.

Das sind keine Kleinigkeiten, sondern Mehrausgaben von mehr als 50 Millionen Euro pro Jahr, und das nicht einmalig, sondern Jahr für Jahr.

Wir müssen es tun; denn anders als in den meisten Bundesländern steigen bei uns die Schülerzahlen weiter an. Bei uns leben mehr junge Familien als anderswo, und deshalb gibt es hier mehr Kinder und Jugendliche als anderswo. Auch das ist weit mehr als ein statistisches Datum, denn was belegt die Attraktivität dieses Landes besser als diese Tatsache.

Wir haben mehr als andere getan, um im Bildungswesen sorgsamer mit der Zeit junger Menschen umzugehen. Das durchschnittliche Einschulungsalter liegt - Schulanfang auf neuen Wegen - deutlich unter dem Durchschnitt der Länder. Das achtjährige Gymnasium wird ab 2004 an allen allgemeinbildenden Gymnasien eingeführt.

Zuerst war es nur die FDP, dann die baden-württembergische Regierungskoalition. Jetzt sind es sogar schon sozialdemokratische Ministerpräsidenten, die die Notwendigkeit zumindest eines flächendeckenden Angebots achtjähriger Gymnasien entdeckt haben.

"Kurs halten" bringt Erfolg. Und Erfolg ist ansteckend. Vergessen wir aber nicht darauf hinzuweisen, wem dieser Erfolg zu verdanken ist.

Aber ruhen wir uns nicht auf dem Erfolg aus; denn es gibt noch viel zu tun, wenn es um die inhaltliche Dimension von Bildungspolitik geht:

·
Wir wollen fächerübergreifenden Unterricht ausbauen,

·
verstärkt wirtschaftliche und gesellschaftliche Zusammenhänge vermitteln,

·
keinen Wettlauf um immer neue Inhalte und Fächer,

·
sondern die Konzentration auf ein unverzichtbares Grundlagen- und Orientierungswissen als gesichertes Fundament lebenslangen Lernens,

·
und nicht zuletzt: wir wollen einen Unterricht, der neugierig macht.

Wir wollen die Eigenständigkeit der Schulen stärken, wollen die Gestaltungsräume der einzelnen Schule erweitern, z.B. bei der Lehrerauswahl, auch bei der eigenständigen Profilierung einer Schule.

Die Leitmotive unserer Hochschulpolitik - Autonomie, Wettbewerb und Leistung - müssen - sicherlich in veränderter Form - auch für die Schulen gelten. Denn wir wissen: Eigenverantwortung und Wettbewerb heißt immer auch: mehr Leistung.

Und das ist dann auch unsere Antwort - jedenfalls ein wichtiger Teil unserer Antwort - auf die PISA-Studie, die dem deutschen Bildungswesen nicht eben schmeichelhafte Noten erteilt hat.

***

Drittens, die Wissenschaftspolitik. Die Hochschullandschaft unseres Landes hat in der vergangenen Legislaturperiode stark profitiert von der Zukunftsoffensive II. Und genauso wird es in dieser Legislaturperiode sein.

Genau dies darf bei allen tagesaktuellen Diskussionen über einzelne Projekte der Zukunftsoffensive oder einzelne Maßnahmen der Landesstiftung nicht in den Hintergrund gedrängt werden: dass es uns nämlich auf diesem Wege gelungen ist, das Vermögen des Landes einer Verwendung zuzuführen, die für die Zukunft den höchsten - materiellen wie immateriellen - Nutzen für unser Land erwarten lässt. Und das heißt: Bildung und Ausbildung, Wissenschaft, Forschung und neue Technologien.

Dass dies überhaupt möglich wurde - auch daran muss immer wieder erinnert werden -, ist nur dem nachdrücklichen Drängen der FDP auf Privatisierung von Landesbeteiligungen an wirtschaftlichen Unternehmen zu verdanken.

Ohne die Veräußerung der LEG hätte es in der letzten Legislaturperiode keine Zukunftsoffensive gegeben, und ohne die Veräußerung der Landesanteile an der EnBW keine Zukunftsoffensive dieser Legislatur.

Ohne Privatisierung keine Zukunftsoffensiven. Ohne FDP keine Privatisierung. Folgt: Ohne FDP keine Zukunftsoffensive.

Diese einfachen Sätze gilt es immer wieder zu wiederholen, bis alle, die bei der Einweihung von Forschungseinrichtungen, bei der Eröffnung neuer Studiengänge oder bei der Grundsteinlegung von Hochschulneubauten dem Ministerpräsidenten, dem Finanzminister, dem Wissenschaftsminister oder wem auch immer danken, der gerade den Grundstein legt, den ersten Spatenstich vornimmt oder das Richtfest feiert,

 - bis alle wissen, wem sie dies tatsächlich zu verdanken haben.

Ebenso wichtig für den Wissenschaftsstandort Baden-Württemberg aber waren die Reformgesetze der letzten Legislaturperiode, die neuen Hochschulgesetze und das Hochschulmedizinreformgesetz. Sie weisen den Weg zu mehr Autonomie, mehr Wettbewerb und mehr Leistung. Die leistungsbezogene Mittelzuweisung wird Schritt für Schritt ausgebaut.

Als dies zeigt auch Wirkung. Bei allen Vergleichen schneiden unsere Hochschulen hervorragend ab: beim Einwerben von Drittmitteln und der Verleihung von Preisen ebenso wie bei den Wettbewerben des Bundes.

Unsere Hochschulen sind auf einem guten Weg, einen erstklassigen Standard zu erreichen und auszubauen, der notwendig ist, um im internationalen Wettbewerb bestehen zu können.

Diesen Weg werden wir weitergehen. Wir brauchen zusätzliche Leistungsanreize und finanzielle Spielräume, um unsere Hochschulen in die Lage zu versetzen, im Wettbewerb um die besten Köpfe bestehen zu können. Und wir müssen die Chancen junger Nachwuchswissenschaftler und -wissenschaftlerinnen deutlich verbessern.

Und schließlich braucht es Wettbewerb bei der Auswahl der Studierenden; Wettbewerb der Hochschulen um die besten Studierenden und Wettbewerb der Studierenden um die besten Hochschulen. Wir brauchen Wettbewerb und Freiheit der Wahl statt bürokratischer Zuteilung von Studienorten und Chancen. Deshalb muss die ZVS weg.

Zuerst hat es nur die FDP gesagt. Jetzt hat es auch der Koalitionspartner begriffen. Und langsam dämmert die Einsicht auch in sozialdemokratischen Staatskanzleien.

Auch das heißt "Kurs halten". Die ersten Schritte zur Kündigung des Staatsvertrags sind getan. Die Tage der ZVS sind gezählt. Die FDP hat es erreicht.

***

Bereits in der letzten Legislaturperiode haben wir umfangreiche Maßnahmen zur Stärkung der inneren Sicherheit auf den Weg gebracht. Wir haben dies getan, obwohl wir sowohl bei der Kriminalitätsbelastung wie bei der Aufklärung von Straftaten mit die besten Werte aller Bundesländer aufweisen. Denn wir wollen uns auf positiven Daten nicht ausruhen, sondern begreifen sie als Anreiz, noch besser zu werden. 

Das Technikzukunftsprogramm - immerhin mit einem Volumen von 680 Millionen DM - wird zügig umgesetzt.

Weil wir weit weniger Defizite der Vergangenheit aufzuarbeiten haben als andere, konnten wir uns in der Reaktion auf die terroristischen Gewaltakte in den USA auf ein maßvolles Sofortprogramm beschränken.

Die Maßnahmen dieses Programms betreffen schwerpunktmäßig die Polizei und den Verfassungsschutz, sie betreffen aber auch die Justiz. Denn auch dies ist klar: Innere Sicherheit ist nicht nur eine Frage der Polizei, sondern gleichermaßen eine Frage der Justiz.

Denn alle Ermittlungserfolge der Polizei bleiben wirkungslos, wenn Straftaten nicht rasch in gerichtliche Verfahren einmünden und konsequent geahndet werden. Udn ganz generell gilt, dass gutes Recht sich auch darin niederschlägt, dass die Bürgerinnen und Bürger schnell zu ihrem Recht kommen.

Rechtspolitik ist immer auch Reformpolitik. Ich bin dem Justizminister außerordentlich dankbar, dass er sich früher als andere mit aller Entschiedenheit des Themas einer Verbesserung des Opferschutzes angenommen hat. Die Stiftung Opferschutz ist im übrigen auch eine Maßnahme, die von der von der Opposition so gern geschmähten Landesstiftung unterstützt wird.

Die Errichtung eines weiteren Hauses des Jugendrechts im badischen Landesteil und das Projekt Chance als Alternative zum herkömmlichen Jugendstrafvollzug markieren weitere Punkte liberaler Reformpolitik.

Die baden-württembergische Justizpolitik hat sich bundesweit einen Namen machen können: in der Auseinandersetzung mit so manchem Projekt der Bundesjustizministerin ebenso wie durch eine Vielzahl eigenständiger Projekte des Landes. Und sie hat einen Namen. Wir sind Ulrich Goll zu Dank verpflichtet für die deutliche Profilierung der Rechtspolitik unseres Landes.

***

Wir können insgesamt eine hervorragende Bilanz vorweisen. Und wir sorgen dafür, dass dies - soweit es an uns liegt - auch so bleibt.


Wir investieren mehr als alle anderen in Bildung und Ausbildung, Wissenschaft und Forschung.


Wir liegen vorn im Bereich der inneren Sicherheit. Wir haben Polizei und Justiz konsequent modernisiert.


Unser Lehrstellenmarkt ist schon das fünfte Jahr in Folge mehr als ausgeglichen.


Unsere Arbeitsmarktdaten sind bundesweit die besten. Die wirtschaftliche Entwicklung liegt weiterhin über dem Durchschnitt.


Wir liegen vorn, wenn es um den Aufwand an Forschung und Entwicklung im öffentlichen und im privatwirtschaftlichen Bereich geht.


Und wir liegen vorn bei neuen Technologien wie der Biotechnologie. Von bundesweit 17 Bioregionen liegen allein vier in Baden-Württemberg.

Das ist eine hervorragende Bilanz auch der Wirtschaftspolitik unseres Landes. 

Die herausragende wirtschaftliche Bilanz unseres Landes verdanken wir zuallererst der mittelständischen Struktur unserer Wirtschaft. Der Mittelstand steht für Initiative, für Innovation und für Wachstum. Ihm vor allem verdanken wir Arbeits- und Ausbildungsplätze.

Aber wenn das so ist, dann hat gute Wirtschaftspolitik immer und zu allererst auch Mittelstandspolitik zu sein. Und das unterscheidet die Wirtschaftspolitik des Landes ganz zentral von der Wirtschaftspolitik des Bundes.

Mit Walter Döring betreibt unser Land eine konsequente Mittelstandspolitik. Das ist nicht immer einfach; denn vieles, was sie hinterher gern auch für sich in Anspruch nimmt, muss auch der Union immer erst mühsam abgerungen werden.

Wir haben hart kämpfen müssen, um das Altbaumodernisierungsprogramm in der letzten Legislaturperiode durchsetzen und jetzt fortsetzen und aufstocken zu können.

Aber es ist richtig; denn es ist energiepolitisch das effizienteste Programm überhaupt, und zugleich ein exzellentes Beschäftigungsprogramm für das Handwerk.

Wir haben dafür gesorgt, dass es im Gemeindewirtschaftsrecht jetzt eine Subsidiaritätsklausel gibt, die den Kommunen eine Betätigung außerhalb der Daseinsvorsorge untersagt, wenn Private diese Leistungen genauso gut erbringen können.

Wir haben dafür gesorgt, dass die mittelstandsfreundlichen Regelungen des Vergaberechts - die VOB und andere Vorschriften - jetzt auch für öffentliche Unternehmen in privater Rechtsform gelten.

Und wir haben dafür gesorgt, dass die vom Landtag vor knapp einem Jahr beschlossenen Empfehlungen der Mittelstands-Enquete jetzt auch konsequent umgesetzt werden.

All dies sind konkrete Beispiele dafür, was es heißt, mittelstandspolitisch Kurs zu halten.

Wir haben dabei manche Schwierigkeiten mit unserem Koalitionspartner zu überwinden. Aber diese Schwierigkeiten verblassen, wenn man sich das ansieht, was rot/grün auf diesem Felde zuwege bringt. Aus Berlin erhält der Mittelstand in aller Regel eher Steine als Brot.


Rot/grün ist dabei, den Arbeitsmarkt immer weiter zu regulieren, statt entschlossen zu deregulieren. 630.Mark-Gesetz, Verschärfung des Kündigungsschutzes und gesetzliche Teilzeitansprüche sind Beispiele dieser Negativentwicklung. Diese Gesetze müssen weg, wenn wir mehr Beschäftigung wollen..


Rot/grün bürokratisiert statt zu entbürokratisieren. Das neue Betriebsverfassungsgesetz ist ein deutliches Zeichen. Wir brauchen eine moderne Betriebsverfassung, aber eine für das 21. Jahrhundert und keinen Rückmarsch in die Vergangenheit.


Und die Lohnnebenkosten sinken nicht - wie versprochen - unter 40%; sie steigen. Die Beiträge zur gesetzlichen Krankenversicherung steigen auf breiter Front - auch deshalb, weil rot/grün zu keiner wirksamen Reform des Gesundheitswesens in der Lage ist. Rot/grün redet von einer grundlegenden Reform der sozialen Sicherungssysteme, aber sie sind zu entschlossenem Handeln nicht in der Lage.

All dies - von den Schieflagen der Steuerreform will ich gar nicht mehr reden -  schadet vor allem dem Mittelstand. Wer so handelt, nutzt die Chancen nicht, dem Abschwung entgegenzu-wirken, sondern verstärkt die Abwärtstendenzen.

***

Die verfehlte Wirtschaftspolitik des Bundes gefährdet damit - ich will dieses Thema ganz offen ansprechen - auch die Erfolge der Konsolidierungspolitik unseres Landes.

Wir haben 1998 bis 2000 eine erhebliche Wegstrecke auf dem Pfad der Haushaltskonsolidierung zurückgelegt. 2,7 Milliarden Neuschuldung 1997, 1,7 Milliarden 1998, 1,0 Milliarden 1999 und 0,8 Milliarden DM im Jahr 2000.

Wir sind dabei unterstützt worden durch eine günstige konjunkturelle Entwicklung und entsprechend steigende Steuereinnahmen. Aber wir haben diese Mehreinnahmen - von einzelnen Schwerpunktbereichen abgesehen - eben nicht für zusätzliche Ausgabenprogramme verwendet, sondern haben einen Kurs konsequenter Haushaltskonsolidierung eingeschlagen.

Wir haben zugleich zwei Stellenabbauprogramme mit einem Umfang von 6.320 Stellen umgesetzt. Erstmals in der Geschichte des Landes ist es zu einem realen Stellenabbau gekommen.

Nur wer weiß, wieviele Personalstellen des Landes allein auf die Schwerpunktbereiche des Bildungswesens, des Wissenschaftssektors und der inneren Sicherheit entfallen, in denen ein Stellenabbau nicht möglich ist, nur der kann ermessen, wie hart dieses Stellenabbauprogramm war und ist.

Aber es kann kein Zweifel bestehen: Auch in Zukunft wird eine Politik konsequenter Haushaltskonsolidierung ohne eine Begrenzung der Personalausgaben des Landes nicht auskommen können.

Wir haben bei der Aufstellung des Haushalts für die Jahre 2002 und 2003 - ohne die Entlastungen, die sich durch niedrigere Zinsen und niedrigere Personalausgaben ergeben haben - ein Einsparvolumen im Umfang von 1,5 Milliarden DM quer durch alle Ressorts realisieren können. Auch das war eine gewaltige Anstrengung.

Aber mit all dem können wir dennoch die zusätzlichen Steuerausfälle, mit denen wir nach der November-Steuerschätzung rechnen müssen, nicht in vollem Umfang, sondern nur etwa zur Hälfte ausgleichen.

Der Rest kann nur über eine Erhöhung der vorgesehenen Nettokreditaufnahme ausgeglichen werden. Damit dies nur ein vorübergehendes Abweichen vom Kurs strikter Haushaltskonsolidierung bleibt, ist zweierlei notwendig:

·
Das Wachstum der Steuereinnahmen muss sich ab 2003 wieder auf einem Niveau einpendeln, wie es der Steuerschätzung vom Mai zu Grunde lag,

·
und wir selbst müssen noch einmal zusätzliche Anstrengungen unternehmen, um weitere Haushaltsentlastungen erreichen zu können.

Wir geben das Ziel Nettoneuverschuldung Null nicht auf. Wir wollen aus eigener Kraft alles tun, dieses Ziel jedenfalls dann fristgerecht erreichen zu können, wenn sich die konjunkturelle Situation ab 2003 wieder verbessert.

Wir müssen noch stärker dazu kommen, die Ausgabenseite des Haushalts auch in wirtschaftlich besseren Zeiten auf einem sehr niedrigen Wachstumspfad zu verstetigen.

Und dies erfordert ein noch schärferes Bewusstsein dafür, dass notwendige Prioritätensetzungen es immer auch erfordern, zugleich Posterioritäten zu setzen. Denn wer von einem ständig wachsenden Kuchen ausgeht, den es nur möglichst gefällig zu verteilen gelte, der wird eine durchgreifende Haushaltskonsolidierung nicht erreichen können.

Ich will dies an fünf kleinen Beispielen verdeutlichen:

·
Zu recht wird seit einiger Zeit die Frage diskutiert, ob es nicht zur Steigerung der Attraktivität des Hauptschullehrerberufs erforderlich ist, ein Beförderungsamt für Hauptschullehrer zu schaffen. Ich sage: Wenn wir diese Diskussion führen, müssen wir zugleich prüfen, ob der laufende Generationen-wechsel in der Lehrerschaft nicht auch dazu genutzt werden muss, das Verhältnis zwischen A 13- und A 14-Stellen an den Gymnasien wieder so auszutarieren, dass es mehr Studienräte als Oberräte gibt, und nicht umgekehrt.

·
Wir haben unseren Hochschulen, den Universitätsklinika und den Studentenwerken mehr Autonomie, mehr Eigenverantwortung auch für ihr wirtschaftliches Handeln eingeräumt. Muss dem nicht zwangsläufig ein entsprechender Personal-abbau in den entsprechenden Abteilungen und Referaten des Wissenschaftsministeriums folgen ?

·
Muss - drittens - dasselbe Motiv nicht auch im Verhältnis von Schulen und Schulverwaltung gelten ? Wenn wir die Eigen-ständigkeit und Eigenverantwortung der Schulen stärken, muss dann - nicht heute, aber im Zuge dieses Prozesses - nicht auch die Schulverwaltung noch einmal auf den Prüfstand ?

·
Ist - viertens - das Ausmaß von Mischfinanzierungen zwischen dem Land und den Kommunen im sozialen Bereich wirklich zwingend, oder können durch den Abbau von Mischfinan-zierungen nicht Effizienzreserven erschlossen werden ? Könnte es nicht vernünftig sein, die kommunale Finanzmasse entsprechend zu erhöhen, und den Kommunen im Gegenzug die vollständige und alleinige Verantwortung für eine ganze Reihe von Leistungen zu übertragen ?

·
Oder - fünftens - ein Beispiel von der Einnahmeseite: Müssen wir nicht weit stärker dazu kommen, privatnützige Einsätze der Polizei insbesondere bei kommerziellen Veranstaltungen vernünftig entgelten zu lassen ?

Das sind nur fünf von möglicherweise über tausend Fragestellungen, die wir entschieden angehen müssen, damit wir unser Ziel erreichen: Nach 2006 keine Neuverschuldung mehr in Baden-Württemberg.

Wer hier Kurs halten will, muss bereit sein, unbequeme Fragen zu stellen. Und er muss auch bereit sein, unbequeme Antworten zu geben.

***

Wir haben unter Beweis gestellt, dass es auch in schwierigeren Zeiten möglich ist, Kurs zu halten.

Wir halten Kurs bei den Prioritäten der Landespolitik, wie wir sie in unserem Wahlprogramm festgelegt haben. Dieses Kursbuch war von vornherein kein Brevier für die heiteren Stunden, sondern ein Dokument landespolitischer Verantwortung.

Vieles davon ist in der Koalitionsvereinbarung niedergelegt und seither konsequent abgearbeitet worden.

Wir haben uns nicht in allen Fragen mit dem Koalitionspartner verständigen können. Eine konsequente Verwaltungsreform und eine zeitgemäße Weiterentwicklung der Drogenpolitik sind mit der CDU gegenwärtig noch nicht zu machen.

Aber wenn man sieht, wieviel wir haben erreichen können, und nur einmal einen kleinen Blick zurückwirft auf die Zeit der großen Koalition minimaler Ergebnisse, dann wird deutlich:

Die Liberalen halten Kurs.

Wir sind standhaft und durchsetzungsstark.

Wir haben allen Grund, selbstbewusst ins Jahr 2002 zu gehen.

